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Die Geschichte des Umgangs mit dem Nationalsozialismus in Hessen ist noch nicht erforscht. 

Einzelne Ereignisse, aus denen Rückschlüsse zum Thema zu rekonstruieren sind, sind unter-

sucht oder dokumentiert (z.B. zur Entnazifizierung, zum Umgang der Justiz mit den NS-

Verbrechen)2 und Biographien einzelner Landespolitiker sind geschrieben.3 Bekannt ist auch 

die wegweisende., sich ganz klar und bewusst von der NS-Zeit abgrenzende Programmatik 

der Hessischen Landesverfassung, doch war – wie konnte es anders sein - der Verfassungstext 

ein ernst genommener Auftrag und Prospekt für die Zukunft, nicht schon Verfassungswirk-

lichkeit. 

Auch über die Nazizeit selbst in Hessen gibt es nur wenige Gesamtdarstellungen. Eugen Ko-

gon und Wolf-Arno Kropat behandeln kursorisch die ersten Jahre, Eike Hennig die Machter-

greifung, Eberhart Schön die NSDAP, Marie-Luise Reckers Überblick betrifft schwerpunkt-

mäßig den Volksstaat.4 Erfreulicherweise gibt es zahlreiche neuere regionale und lokale Stu-

dien. 

Eine zumindest in Umrissen angelegte zeitgeschichtliche Gesamtdarstellung, wie das Land 

Hessen bzw. die Bürger in diesem Land mit der NS-Zeit nach 1945 umgegangen sind, konnte 

nicht ermittelt werden. Die Tatsache, dass das Bundesland Hessen territorial eine politische 

Neuschaffung nach 1945 war, (Preußen und der Volksstaat Hessen waren aufgelöst) begüns-

tigte vielleicht den Blick nach vorne und erschwerte den Blick zurück. Im Sinne der Kontinui-

tät von Regierung und Verwaltung hatte die neue Staatsregierung und der neue Landtag insti-

tutionell keine „Hypotheken“ aus der NS-Zeit. Das sah auf der Ebene der Regierungsbezirke 

und der Kommunen freilich anders aus. 

Angesichts dieser Literaturlage und mangels eigener Forschungen zum Thema kann im fol-

genden nicht mehr als eine tour d’horizon, eine erste Bestandsaufnahme, verbunden mit eini-

gen Arbeitshypothesen, formuliert werden, die der Vertiefung, Präzisierung und gegebenen-

falls auch der Korrektur durch künftige Forschung bedürfen. Im folgenden versuche ich, ein-

zelne Zeitabschnitte unter übergreifenden Gesichtspunkten zu ordnen und damit eine erste 

Periodisierung vorzuschlagen.  

 

Die Schwierigkeit der Ausgangslage 

Immer deutlicher tritt für mich zutage, wie langfristig und schwierig, wie widerständig und 

umwegig die Bearbeitung dieser Hypothek, deren „Abtragen“  – anders kann ich es nicht aus-
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drücken - war und ist. Zum einen ist das Geschehen der NS-Massenmorde und -Verbrechen 

selbst nicht geklärt – und bleibt wahrscheinlich im letzten nicht aufklärbar, so viele ernsthafte 

Versuche in dieser Richtung auch unternommen wurden. Zum zweiten handelt es sich bei der 

Nazizeit um ein Phänomen mit tief prägenden  Langzeitwirkungen in die psychische und geis-

tige Verfassung der Menschen hinein. NS-Gesinnung konnte man nicht nach 1945 wie ein 

Kleid ablegen und ein neues anziehen. Es handelte sich  nach dem Ende des Regimes im Jahre 

1945 mithin um eine sehr langfristig  in Angriff zu nehmende Aufgabe der politischen und 

historischen Bildung, nicht zuletzt auch um eine Frage der Kultur, der Lebensform Wie um-

gehen z.B. mit Menschen mit einer Behinderung? Wie mit gleichgeschlechtlichen Beziehun-

gen? Wie mit Türken oder Afrikanern in der Nachbarschaft? Gerade in diesen Fragen hatte 

der Hitler-Staat langfristig wirksame barbarische Maßstäbe und Praktiken durchgesetzt, deren 

Überwindung in der Geschichte nach 1945 Jahrzehnte in Anspruch nahmen. Da es sich dabei 

um Bildungsfragen handelt, waren moralische Haltungen in gleicher Weise gefordert. Zu oft 

und zu voreilig ist das „Ende der Nachkriegszeit“  vergebens verkündet, der „Schlussstrich“ 

gefordert worden, als dass man heute sicher sein könnte, dieses Kapitel sei ein für allemal 

bearbeitet und abgeschlossen. 

Diese Schwierigkeiten der Ausgangslage dokumentieren Zeitzeugen, die „von außen“ wieder 

nach Deutschland kamen , sei es als Besucher wie Hannah Arendt, sei es, weil sie sich am 

Neuaufbau beteiligten wie Erich Lewinski. 

Hannah Arendt sprach im Jahre 1950 bei einem Besuch in Deutschland davon, dass der Tota-

litarismus  „mehr ist als bloß die schlimmste Form von Tyrannei. Der Totalitarismus vergiftet 

die Gesellschaft bis ins Mark“5  Eine Passage aus ihren Reisebeobachtungen möchte ich wie-

dergeben, weil sie den Verlust an Wirklichkeit deutlich zum Ausdruck bringt:: 

„[...] nirgends wird dieser Alptraum von Zerstörung und Schrecken weniger verspürt und nir-
gendwo wird weniger darüber gesprochen als in Deutschland.  Überall fällt einem auf, dass es 
keine Reaktion auf das Geschehene gibt, aber es ist schwer zu sagen, ob es sich dabei um eine 
irgendwie absichtliche Weigerung zu trauern oder um den Ausdruck einer echten Gefühlsun-
fähigkeit handelt. Inmitten der Ruinen schreiben die Deutschen einander Ansichtskarten von 
den Kirchen und Marktplätzen, den öffentlichen Gebäuden und Brücken, die es gar nicht 
mehr gibt. Und die Gleichgültigkeit, mit der sie sich durch die Trümmer bewegen, findet ihre 
genaue Entsprechung darin, dass niemand um die Toten trauert; sie spiegelt sich in der Apa-
thie wider,  mit der sie auf das Schicksal der Flüchtlinge in ihrer Mitte reagieren oder viel-
mehr nicht reagieren. Dieser allgemeine Gefühlsmangel, auf jeden Fall aber die offensichtli-
che Herzlosigkeit, die manchmal mit billiger Rührseligkeit kaschiert wird, ist jedoch nur das 
auffälligste äußerliche Symptom einer tief verwurzelten, hartnäckigen und gelegentlich bruta-
len Weigerung, sich dem tatsächlich Geschehenen zu stellen und sich damit abzufinden.    
Diese Gleichgültigkeit und die Irritation, die sich einstellt, wenn man dieses Verhalten kriti-
siert, kann an Personen mit unterschiedlicher Bildung überprüft werden. Das einfachste Expe-
riment besteht darin, expressis verbis festzustellen, was der Gesprächspartner schon vor Be-
ginn der Unterhaltung an bemerkt hat, nämlich dass man Jude sei. Hierauf folgt in der Regel 
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eine kurze Verlegenheitspause; und danach kommt – keine persönliche Frage, wie etwa: 
„Wohin gingen Sie, als Sie Deutschland verließen?“, kein Anzeichen für Mitleid, etwa derge-
stalt: „Was geschah mit Ihrer  Familie?“ – sondern es folgt eine Flut von Geschichten, wie die 
Deutschen gelitten hätten (was sicher stimmt, aber nicht hierher gehört); und wenn die Ver-
suchsperson dieses kleinen Experiments zufällig gebildet und intelligent ist, dann geht sie 
dazu über, die Leiden der Deutschen gegen die Leiden der anderen aufzurechnen, womit sie 
stillschweigend zu verstehen gibt, dass die Leidensbilanz ausgeglichen sei und dass man nun 
zu einem ergiebigen Thema überwechseln könne. Ein ähnliches Ausweichmanöver kenn-
zeichnet die Standardreaktion auf die Ruinen. Wenn es überhaupt zu einer offenen Reaktion 
kommt, dann besteht sie aus einem Seufzer, auf welchen die halb rhetorische, halb wehmütige 
Frage folgt: „Warum muss die Menschheit immer nur Krieg führen?“ Der Durchschnittsdeut-
sche sucht die Ursachen des letzten Krieges nicht in den Taten des Naziregimes, sondern in 
den Ereignissen, die zur Vertreibung  von Adam und Eva aus dem Paradies geführt haben. 
Eine solche Flucht vor der Wirklichkeit ist natürlich auch eine Flucht vor der Verantwortung. 
Hierbei stehen die Deutschen nicht allein da; alle Völker Westeuropas haben die Angewohn-
heit entwickelt, für ihr Missgeschick Kräfte verantwortlich zu machen, die außerhalb ihres 
Einflussbereichs liegen: damit mag heute Amerika und der Atlantikpakt gemeint sein, morgen 
die Hinterlassenschaft der Nazi-Besatzung und täglich die Geschichte allgemein. Doch in 
Deutschland ist diese Haltung ausgeprägter, denn dort kann man der Versuchung kaum wider-
stehen, den Besatzungsmächten für alles Erdenkliche die Schuld zuzuschieben: [...] 
Der wohl hervorstechendste und auch erschreckendste Aspekt der deutschen Realitätsflucht 
liegt jedoch in der Haltung, mit Tatsachen so umzugehen, als handele es sich um bloße Mei-
nungen. Beispielsweise kommt als Antwort auf die Frage, wer den Krieg begonnen habe – ein 
keineswegs heiß umstrittenes Thema – eine überraschende Vielfalt von Meinungen zutage. In 
Süddeutschland erzählte mir eine Frau von ansonsten durchschnittlicher Intelligenz, die Rus-
sen hätten mit einem Angriff auf Danzig den Krieg begonnen – das ist nur das gröbste von 
vielen Beispielen. Doch die Verwandlung von Tatsachen in Meinungen ist nicht allein auf die 
Kriegsfrage beschränkt; auf allen Gebieten gibt es unter dem Vorwand, dass jeder das Recht 
auf eine eigene Meinung habe, eine Art Gentlemen’s Agreement, dem zufolge jeder das Recht 
auf Unwissenheit besitzt – und dahinter verbirgt sich die stillschweigende Annahme, dass es 
auf Meinungen nun wirklich nicht ankommt. Dies ist in der Tat ein ernstes Problem, nicht 
allein, weil Auseinandersetzungen dadurch oftmals so hoffnungslos werden (man schleppt ja 
normalerweise nicht immer Nachschlagewerke mit sich herum), sondern vor allem, weil der 
Durchschnittsdeutsche ganz ernsthaft glaubt, dieser allgemeine Wettstreit, dieser nihilistische 
Relativismus gegenüber Tatsachen sei das Wesen der Demokratie. Tatsächlich handelt es sich 
dabei natürlich um eine Hinterlassenschaft des Naziregimes.“6 
 

Und Erich Lewinski, der aus dem Exil heimkehrende Sozialist und erste Landgerichtspräsi-

dent in Kassel nach dem Krieg, der engagiert am Aufbau rechtstaatlichen Denkens und Han-

delns in seinem Amtsbereich tätig war, hielt in seinem Tagebuch im Jahre 1948 folgende Ein-

drücke und Urteile fest:: 

„Wir sind erst drei Jahre nach dem Zusammenbruch des Nazismus, wir sind nach Deutschland 
zurückgekehrt in der Hoffnung, daran mithelfen zu können, dass sich die Dinge nicht wieder-
holen können, die so unaussprechliches Elend über die Welt gebracht haben und die heute 
noch den weitaus größten Teil der Menschheit mit Abscheu erfüllen, wenn man von Deut-
schen spricht. Mitunter glauben wir, dass wir im kleinen Rahmen ein bisschen Saat aussähen 
können, dass hier und da ein kleines Pflänzchen keimt. Ich weiß genau, wie wenig das ist, und 
trotz meines Optimismus, der echt ist, wenngleich nicht immer so blühend, wie ich ihn nach 
außen zeige, um anderen Menschen Mut zu machen, trotz dieses Optimismus überschätze ich 
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da nichts. Ich kenne die Menschen gut genug, ihre Schwächen und Fragwürdigkeiten, ihren 
Mangel an Mut und Güte und Fairness, um nicht bedingungslos an die Menschen zu glauben. 
Ich glaube an einige Menschen und ich glaube an die Möglichkeiten in den Menschen zum 
Guten. Deshalb gebe ich mich gern aus, verbrauche und verpulvere ich mich ohne Bedenken. 
Aber dann kommen doch gelegentlich solche Zeiten, wie ich sie dieser Tage erlebe, wo alles, 
was man tut, so völlig sinnlos und fast völlig hoffnungslos erscheint. In dem Prozess, von 
dem ich oben sprach, ist, wie ich schon sagte, die Atmosphäre herunterziehend und deprimie-
rend, diese Atmosphäre des Sich-Wieder-Aufreckens der alten Nazis, der weit über das Maß 
des Verteidigens hinausgehende Sich-Identifizierens der Verteidigung mit den – ich will nicht 
sagen Ideen der Nazi-Angeklagten, aber deren Versuch, alles was damals geschah als verhält-
nismäßig harmlos hinzustellen, ja belanglos. Gewiss werden mitunter die großen Worte laut, 
wie sehr man die furchtbaren Gräuel von damals verurteile, wie schrecklich das alles gewesen 
sei, was – anderswo geschah. Nur wenige haben den Mut und die Verantwortung, ihren Man-
danten eindeutig zu sagen, was für eine Schande die Feigheit sei, mit der sie um ihre Taten 
herumgingen, sie abstritten. Und noch weniger Anwälte haben die Courage, dann auf so ein 
Mandat zu verzichten. Und was da so sehr bedrückend ist: wenn man einen von ihnen das mal 
ganz klar besprechen würde, so würde man ungefähr dasselbe hören, womit so viele Men-
schen in Deutschland ihre Zugehörigkeit zu der NSDAP entschuldigen: die Familie, die 
Rücksicht auf das tägliche Brot. Die das gestehen würden, wären dann noch die besseren. Die 
meisten würden es erklären mit der Verpflichtung des Verteidigers, einzutreten für den Ange-
klagten. Darüber lässt sich reden, wenn es echt ist – ich meine auch, dass jeder Angeklagte, 
der schlimmste Verbrecher seinen Verteidiger haben sollte. Es gibt einige Anwälte, die – um 
im Milieu der politischen Prozesse zu bleiben – weder die damalige Situation beschönigen 
noch die Tat ihres Mandanten, und die dennoch zu verteidigen wissen. Aber dieser Glückszu-
fall von Anständigkeit und Intelligenz ist selten. Erschreckend ist es, wenn z.B. heute noch 
von einem Anwalt, der sich sogar von den Nazis ferngehalten hat und nie ihrer Partei beitrat, 
allen Ernstes bestritten wird, dass im März 1933 die SA- und SS-Führer mehr zu sagen hatten 
und eine größere Macht hatten, als z.B. ein kleiner Landgendarm, der mehr oder weniger pro 
forma der Leiter der aus SA-Leuten gebildeten sogenannten Hilfspolizei war. Und die dann 
die Unparteiigkeit von mir anzuzweifeln wagen, mit der Begründung, dass dies ein Präjudiz 
zum Nachteil ihres Mandanten sei. D.h. dass diese Leute heute noch nicht begriffen haben 
(oder sie haben es schon wieder vergessen), was historische Tatsache ist und was eine der 
Grundlagen für das Nazi-Terrorsystem gebildet hat.“ 7 
 

Jahrzehnte öffentlichen Problemumgehens (1946-1963) 

Während der ersten zwanzig Jahre nach dem Krieg war die Nazizeit in Hessen in der öffentli-

chen Diskussion kein Thema. Zwar wurde, besonders 1946 und 1947, in der lokalen Presse 

ausgiebig und informativ über die Entnazifizierungsverfahren berichtet, wobei die Namen der 

Vorgeladenen und Beschuldigten im vollen Wortlaut genannt wurden, aber diese Gerichtsre-

portagen vergleichbaren Zeitungsartikel enthielten in der Regel keine selbstkritische Infrage-

stellung der Bereitschaft so vieler Menschen, dem „Führer“ gefolgt zu sein. Der Begriff des 

„Schweigens“  und „Verschweigens“, obgleich er in zahlreichen Familien zutraf, erscheint 

mir deshalb unzutreffend, weil vielfach intern wie in bestimmten Zusammenhängen darüber 

gesprochen wurde. Der Begriff der öffentlichen „Problemumgehung“ scheint mir daher tref-

fender die Vorgänge zu bezeichnen, weil eine wirklich ins Grundsätzliche gehende allgemei-
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ne öffentliche Diskussion mit kathartischer Wirkung nicht stattfand. Wir werden an späterer 

Stelle auf die verhüllenden Sprachformen eingehen, mit denen in der öffentlichen Rede über 

den Nationalsozialismus gesprochen wurde. Öffentliche Problemangehung meint nicht, dass 

der Staat nicht ernsthaft und wirksam in Fragen der Bestrafung der NS-Täter und in Wieder-

gutmachungs- und Entschädigungsfragen gehandelt hätte. Dies haben die Hessische Landes-

regierung und der Landtag, besonders in den ersten Jahren nach dem Krieg, getan. 

Freilich gab es, ganz im Sinne der Problemumgehung, auch vielfältige konkret fassbare Be-

hinderungen und Verhinderungen einer historisch-kritischen Aufklärung der NS-

Vergangenheit, die näher zu untersuchen und zu dokumentieren ergiebig sein dürfte. Ein be-

sonders klares Beispiel für die Behinderung der zeitgeschichtlichen Forschung seitens der 

Hessischen Staatskanzlei  und des Hauptstaatsarchivs war in den 60er Jahren die (erst 20 Jah-

re später korrigierte) Weigerung, im Rahmen historisch-wissenschaftlicher Forschung Ein-

sicht in die Spruchkammerakten zu gewähren.8 Das Land Hessen zeichnete sich in einem an-

deren Fall, der Einrichtung des Instituts für Zeitgeschichte, durch ein abwartendes, bürokrati-

sches und zögerndes Verhalten aus, das den Hessischen Beauftragten mit dieser Gründung, 

Staatssekretär Dr. Hermann L. Brill, schier zur Verzweiflung brachte und ihn schließlich ver-

anlasste, sein Mandat als „Vorsitzender des Kuratoriums des Deutschen Instituts zur Erfor-

schung des Nationalsozialismus“  - so ursprünglich der Name des bereits im Jahre 1947 von 

den Ländern der amerikanisch besetzten Zone Bayern, Hessen, Württemberg-Baden und 

Bremen  geplanten Instituts - niederzulegen.9 

Zunächst stellt sich die Frage nach dem Beginn der Auseinandersetzung mit der Nazizeit. 

Zwar hat es eine Befassung mit  Themen der NS-Zeit im rechtlichen und politischen Horizont 

durchgehend seit 1945 gegeben, vor allem um Fragen der Entschädigung und Wiedergutma-

chung nationalsozialistischen Unrechts. Details sind in diesem Horizont durchgehend in den 

politischen Gremien erörtert und entschieden worden. Voraussetzung zahlreicher Ermitt-

lungsverfahren war das von der Regierung Geiler erlassene „Gesetz zur Ahndung nationalso-

zialistischer Straftaten“ vom 29. Mai 1946.10  So hatten bereits im Jahre 1946  „die Ermittlun-

gen wegen NS-Gewalttaten begonnen, wie sie vor allem gegenüber der jüdischen Bevölke-

rung in Hessen begangen worden waren. Bis 1950 konnten weit über 200 Verfahren allein 

wegen Verbrechen im Zusammenhang mit dem Novemberpogrom 1938 durchgeführt und 

zahlreiche Täter verurteilt werden.“11  

Unter einer Auseinandersetzung im anspruchsvollen Sinne ist jedoch etwas anderes als das 

pragmatische Lösen von Tagesaufgaben oder Einzelfallentscheidungen der Gerichte zu ver-

stehen.. Eine kritische öffentliche Thematisierung, die an die Grundfrage herangeführt hätte, 
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wie es möglich war, aus einer kulturell und zivilisatorisch scheinbar gefestigten Gesellschaft 

heraus unvorstellbare Barbarei entstehen zu lassen, ließ sich in jenen Jahren nicht ermitteln. 

Eine Thematisierung in diesem Sinne, so wissen wir aus späterer Zeit, bedeutet öffentliche, 

selbstkritische und freimütige Diskussion, die Einbeziehung von Zeitungen, Rundfunk und 

Fernsehen, das informelle Gespräch am Arbeitsplatz und in der Straßenbahn, in der Nachbar-

schaft, im Verein und – natürlich – in der Familie. 

Doch zurück zu den ersten Jahren, den Jahren der „Problemumgehung“ bis Mitte der 60er 

Jahre. In diesem Zeitraum habe ich drei Beispiele ausgewählt, einmal die Diskussionen im 

ersten Hessischen Landtag im Jahre 1947, dann der Streit um die Entnazifizierung und Theo-

dor Adornos Mahn- und Weckruf aus dem Jahre 1959. 

 

Der erste Hessische Landtag im Jahre 1947 und die NS-Zeit 

Wenn man die Landtagsprotokolle des ersten Jahres (1947) unter der Fragestellung „Ausei-

nandersetzung mit dem Nationalsozialismus“ durchsieht, entdeckt man Erstaunliches. Erstens: 

das Thema kommt kaum vor, gar nicht in den Tagesordnungen, gelegentlich anlässlich pro-

grammatischer Erklärungen und überhaupt nicht als zu bewältigendes großes Problem. Von 

Interesse ist jedoch Inhalt und Sprache dieser verstreuten Äußerungen. 

Die Verbrechen der Nationalsozialisten werden nicht nur nicht deutlich angesprochen, son-

dern meist in metaphorischen Wendungen und Bildern umschrieben. Der Abgeordnete Husch 

(CDU), der als Alterspräsident die erste Sitzung des Landtags eröffnete, sprach von jenen 

Kräften und Geistern, „die uns alle in dieses Dunkel geführt haben.“12 Ministerpräsident 

Christian Stock sprach von „den Klauen des Nationalsozialismus“, die Deutschland festgehal-

ten haben, oder von dem „Meer von Tränen“ und „all den Opfern an Gut und Blut, die unser 

Volk auf sich hat nehmen müssen“.13 Heinrich von Brentano (CDU) sprach von einem „lan-

gen und leidvollen Irrweg, den das deutsche Volk unter der Herrschaft der Verantwortungslo-

sigkeit und des Verbrechens hatte zurücklegen müssen. Untilgbare Spuren dieses Irrweges 

sind Ströme von Blut, tausendfältiges Leid, Zerstörung und Verwüstung [...]“14 Der Abgeord-

nete Karl Willmann (KPD) sprach von den „Gräuel in den Konzentrationslagern“, wie über-

haupt in Statements der KPD-Abgeordneten im  Zusammenhang mit den verfolgten und in-

haftierten Menschen das Wort “Konzentrationslager“ häufig auftauchte.15 Keiner der Abge-

ordneten jedoch thematisierte die Deportationen und Vernichtung der Juden, die Konzentrati-

ons- und Vernichtungslager, die deutsche Kriegsführung im Osten (wie z.B. den Kommissar-

befehl) auf dem Balkan oder die deutsche Besatzungspolitik. Nur durch einen Zufall und nur 

beiläufig fiel plötzlich einmal am 14. Januar 1948 das Wort „Konzentrationslager“. Die KPD 
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hatte anklagend auf die Vernichtung wertvoller Uhren in den Buderuswerken in Wetzlar hin-

gewiesen, wo doch unter der Bevölkerung großer Mangel an diesen bestand. Es stellte sich 

heraus, dass es sich um bei der Reichsbank deponierte Uhren ermordeter KZ-Gefangener 

handelte, die auf Befehl der amerikanischen Militärregierung vernichtet wurden.16 Die Pog-

rome im November 1938 und die Vernichtung der europäischen Juden wurden in keiner der 

Reden erwähnt. Man kann die Verbrechen der Nationalsozialisten nur erahnen, wenn zum 

Beispiel Ministerpräsident Stock von der NSDAP als einer Partei, „die solche Teufeleien be-

gangen hat“ oder von „Schäden, die den politisch, rassisch oder religiös verfolgten Mitbür-

gern zugefügt wurden“ sprach.17. Im Vordergrund stand die Frage, wie es mit Deutschland 

künftig weitergehen sollte. Die Vergangenheit schien bereits gerade einmal zwei Jahre nach 

dem Ende der Diktatur in den Hintergrund gerückt. Deutschland wollte von der Welt als de-

mokratischer Staat anerkannt werden, der frei von jedem Nationalismus und Nationalsozia-

lismus war. Stock: „Wir hoffen insbesondere darauf, dass der Geist des Siegers über den Be-

siegten der Vergangenheit angehören möge und dass auch der Geist des Befreiers recht bald 

dem Geiste der Freundschaft, der wahren und echten Freundschaft Platz machen möge“.18  

So verständlich es ist, dass die meisten Menschen nach dem Ende des Krieges und der Dikta-

tur nicht mehr an das Hitlerregime und die damit verbundenen Grausamkeiten erinnert wer-

den, sondern in die Zukunft blicken und das zerstörte Deutschland wieder aufbauen wollten, 

so erstaunlich, ja befremdend erscheint die plötzlich und vollständig eintretende Abtrennung 

von der eigenen Vergangenheit, den letzten Jahren, einem Filmriss vergleichbar.   

 

Die Diskussion um die Entnazifizierung 

Die erste öffentliche Thematisierung der NS-Zeit waren die Debatten um die Entnazifizie-

rung, die sich über die Jahre 1946 bis 1948 in lebhafter Weise erstreckten und mehrfach den 

Hessischen Landtag beschäftigten.19 Ebenso wie der Begriff der „Säuberung“, war auch der-

jenige der „Entnazifizierung“ bzw. „Denazifizierung“ unangemessen, allein schon wegen der 

Assoziationen „Entlausung“, „Entsorgung“, „Entgiftung“, so als handele es sich bei der NS-

Gesinnung um etwas, das durch einen Kunstgriff oder eine kurzfristige Maßnahme zu entfer-

nen sei. Andererseits war die sehr weitgehende und flächendeckende Entlassung der ns-

belasteten Staatsangestellten in Verwaltung, Schulen, Universitäten und Politik ein unaus-

weichlicher und vorwärts weisender Schritt, wenn der Rechtsstaat und die Demokratie über-

haupt eine Chance erhalten sollte  Die zunächst als katastrophal empfundenen Massenentlas-

sungen im Öffentlichen Dienst 1945/1946 wurde von Regierung und Parlament bewusst „als 

Chance für einen tiefgreifenden Neuanfang im öffentlichen Dienst genutzt. Von Bedeutung 
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war nicht nur, dass Zehntausende von Mitarbeitern neu eingestellt wurden. Für eine grundle-

gende Veränderung sorgte außerdem die Tatsache, dass die leitenden Positionen in Behörden 

und in vielen gesellschaftlichen Bereichen bevorzugt mit politisch Verfolgten, überzeugten 

Demokraten oder zumindest unbelasteten Persönlichkeiten besetzt wurden. Die ‚1945er’ stell-

ten somit den Kern der künftigen Verwaltung dar, in den später auch Mitläufer und Entlastete 

integriert werdedn konnten. Damit gelang es jetzt anders als in der Weimarer Republik, den 

Grundstein für ein loyales Beamtentum zu legen.“20 

Die Tageszeitungen in Hessen, die in den ersten Jahren ab 1946 fast täglich über die Entnazi-

fizierungsverfahren berichteten, waren zunächst durchaus von Sympathie mit den Opfern und 

Verfolgten des NS-Regimes getragen; ihr entsprach auch Verständnis für die Urteile gegen 

der Straftäter. Doch bald wandelte sich die Stimmung. Anlass zur Kritik boten die Verfahren 

in mancherlei Richtung. So begründet die Kritik im einzelnen auch war (zu Recht kritisierte 

man u.a. die fehlenden Unterscheidungen zwischen nomineller Mitgliedschaft und wirklicher 

Nazi-Haltung, das „flächendeckende“ Verfahren, die Praxis der fragwürdigen Leumunds-

zeugnisse, die sogenannten „Persilscheine“, die Gesinnungsschnüffelei und die nicht justiz-

förmigen Verfahren durch Spruchkammern), so unübersehbar war doch, dass diese Kritik 

zunehmend nicht immer nur von dem Motiv einer kritischen oder selbstkritischen Bearbeitung 

des Nationalsozialismus gespeist wurde, sondern von einer Abwehrhaltung gegenüber den 

Alliierten, hier in Hessen gegenüber der amerikanischen Militärregierung. 

Die verschiedenen Einstellungen zur Entnazifizierung werden auch in den Protokollen des 

Hessischen Landtages erkennbar. Dr. Heinrich von Brentano (CDU) erkannte die Wichtigkeit 

der Verfahren an, wollte sie aber schnell zu Ende bringen: „Wenn wir auch die Feststellung 

wiederholen, dass die Befreiung des deutschen Volkes von dem Geiste des Nationalsozialis-

mus und Militarismus die unabdingbare Voraussetzung für das Werden einer neuen Demokra-

tie sein muss, dann vermögen wir uns doch nicht zu verhehlen, dass die Durchführung des 

Gesetzes vom 5. März 1946 zu einer politischen Krise von nicht zu unterschätzender Bedeu-

tung geführt hat“.21 In der Rede Dr. Konrad Gumbels (SPD) vom 20.3.1947 wurde bereits 

eine Verdrängungshaltung deutlich, die noch Jahrzehnte später stets von neuem vorgetragen 

wurde: Schuld am Aufstieg  Hitler habe auch das Ausland, das Hitlers Buch „Mein Kampf“ 

nicht zur Kenntnis genommen habe.: „Aber ich frage weiter: Wie war es denn im Auslande? 

Haben denn die ausländischen Politiker und Staatsmänner auch die nötige Sorgfalt beobachtet 

und haben sie versucht, den Mann kennen zu lernen, der über ein Volk von 70 Millionen als 

Diktator herrschte? Auch dort hätte die Verpflichtung bestanden, den Mann kennen zu lernen, 

der sich zum Diktator über ein so großes Volk aufgeschwungen hatte (Sehr richtig! Bei der 



 9 

SPD). [...] Und wie leicht wäre es für die Staatsmänner gewesen. Sie hätten in dem Buche 

‚Mein Kampf’ finden können, wie Hitler über Menschen und Völker dachte [...]. Im Jahre 

1933 trat er [i.e. A. Hitler] aus dem Völkerbund aus. Und das Ausland? Was tat es? Statt ihm 

Einhalt zu gebieten, um ein ungeheures Unglück von der Welt abzuwenden, tat es nichts. Es 

bewunderte Hitler, es schloss Verträge mit ihm (Sehr gut! Bei der SPD). Die Staatsmänner 

der anderen Länder kamen nach Deutschland, sie ließen ihre Söhne zur Olympiade nach Ber-

lin fahren [...]  Und wenn im Ausland uns gegenüber erklärt wird, wir hätten nicht genügend 

aktiven Widerstand geleistet und hätten nicht den Versuch gemacht, diesen Mann zu beseiti-

gen, so frage ich: Warum haben nicht die Franzosen, als Hitler ihr Land besetzt hatte, ihre 5½ 

Millionen Beamten und Angestellten zum Streik aufgerufen, wie es heute der Fall ist. Damals 

streikte niemand in Frankreich (Sehr gut! Bei der SPD)“.22 Die Abgeordneten kritisierten 

nicht nur das Ausland, sondern versuchten die Schuld gegenseitig dem anderen Lager zuzu-

schieben. Der Abgeordnete Georg Stieler (CDU) zum Beispiel gab den Parteien der Linken 

die Schuld: „Nein, lieber Herr Kollege Bauer, so hat es angefangen! So hat es nämlich 1919 

nicht nur auf der äußersten Rechten, sondern auf der äußersten Linken angefangen! [...] Sie 

haben in der Vergangenheit die Demokratie diffamiert und bekämpft, noch und noch, und 

haben dadurch dem Nationalsozialismus wesentliche Vorarbeit geleistet“.23 

In großem Kontrast zu dieser lebhaften und anhaltenden öffentlichen Diskussion stand die 

Zahl der tatsächlich in den Entnazifizierungsverfahren verurteilten Menschen in Hessen. Sie 

war bedeutend  geringer als dargestellt. Hier einige Zahlen: 

Am 30.4.1954 waren von allen in die Verfahren in Hessen einbezogenen Menschen (951 692) 

durch die Spruchkammern in die Klasse I der Hauptschuldigen 0,26% (436) verurteilt wor-

den; ähnlich relativ gering war die Zahl die in der Klasse II  der Schuldigen Verurteilten: 

3,3% (5682). Die ganz großen Gruppen wurden als „minderbelastet“ (16,2%) oder als „Mit-

läufer“ (77,2%) verurteilt, während 3,0% als „unbelastet“ eingestuft wurden. Die Verfahren 

gegen 81,5% (777.372) waren wegen Amnestie u.ä. eingestellt worden.24 

Hannah Arendt hat in diesem Zusammenhang – angesichts der großen Gruppe der Minderbe-

lasteten und Mitläufer (zusammen 93,4% der Verurteilten in Hessen) - von einer „Interessen-

gemeinschaft zwischen den mehr oder minder Kompromittierten“, „die aus opportunistischen 

Gründen mehr oder weniger überzeugte Nazis geworden waren“,  gesprochen. Diese Gruppie-

rung habe sowohl jene ausgegrenzt, die ihre Integrität bewahrten, als auch jene, die erfolg-

reich in der Nazibewegung aktiv waren.25 

 

Theodor Adornos Mahn- und Weckruf (1959) 
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Die Anstöße zu einer grundlegenden Besinnung über das in der Nazizeit Geschehene und zu 

einer kritisch reflektierenden Bearbeitung und öffentlichen Thematisierung gingen von ein-

zelnen Intellektuellen aus. Unter diesen couragierten Stimmen des Einspruchs erreichten der 

Frankfurter Soziologe und Philosoph Theodor W. Adorno, der Marburger Politikwissen-

schaftler Wolfgang Abendroth, der in Darmstadt lehrende Politologe Eugen Kogon  und die 

Frankfurter Psychoanalytiker Alexander und Margarete Mitscherlich einen großen Hörer- und 

Wirkungskreis. Allgemein lässt sich sagen: Es waren zunächst immer einzelne, nicht nur Wis-

senschaftler,26 die bei der Thematisierung und Bearbeitung des Nationalsozialismus – nicht 

selten gegenüber einem ‚common sense’ des ‚Schon wieder dieses Thema?’ - in Hessen Wir-

kungen erzielt haben. Im Bereich der Bildungspolitik haben z.B. die hessischen Kultusminis-

ter Erwin Stein (1947-1951), Ernst Schütte (1959-1969), Ludwig von Friedeburg (1969-1974) 

und Hans Krollmann (1974-1982)  als verantwortliche Entscheidungsträger in Bildungsfragen 

einen profunden Umgang mit dem Problem des Umgangs mit dem Nationalsozialismus be-

wiesen. Im Bereich der Justiz hat sich Fritz Bauer größte Verdienste erworben. Auch Schrift-

steller wie z. B. Rolf Hochhuth („Der Stellvertreter“) und Maria Mathi („Wenn nur der Sper-

ber nicht kommt“)  haben bereits früh  die Verbrechen der Nazis zum Thema gemacht. Auch 

der Hessische Rundfunk spielte in den fünfziger und sechziger Jahren  eine informative und 

produktive Rolle. 

Adorno war einer der ersten, der die Schuldfrage beim Namen genannt und auf die Probleme 

des Beschweigens der Vergangenheit  mit allem Nachdruck hingewiesen hat. In seinem Vor-

trag „Was bedeutet: Aufarbeitung der Vergangenheit?“ im Jahre 1959.verdetlichte er die The-

se vom durch das Ende des „Dritten Reiches“ schwer getroffenen und gleichwohl nicht bear-

beiteten  „kollektiven Narzissmus“: 

„Nach der subjektiven Seite,, in der Psyche der Menschen, steigerte der Nationalsozialismus 

den kollektiven Narzissmus, schlicht gesagt: die nationale Eitelkeit ins Ungemessene. Die 

narzisstischen Regungen des Einzelnen, denen die verhärtete Welt immer weniger Befriedi-

gung verspricht und die doch ungemindert fortbestehen, solange die Zivilisation ihnen sonst 

so viel versagt, finden Ersatzbefriedigung in der Identifikation mit dem Ganzen. Dieser kol-

lektive Narzissmus ist durch den Zusammenbruch des Hitlerregimes aufs schwerste geschä-

digt worden. Seine Schädigung ereignete sich im Bereich der bloßen Tatsächlichkeit, ohne 

dass die einzelnen sie sich bewusst gemacht hätten und dadurch mit ihr fertig geworden wä-

ren. Das ist der sozialpsychologisch zutreffende Sinn der Rede von der unbewältigten Ver-

gangenheit. Auch jene Panik blieb aus, die nach Freuds Theorie aus ‚Massenpsychologie und 

Ichanalyse’ dort sich einstellt, wo kollektive Identifikationen zerbrechen. Schlägt man nicht 
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die Weisung des großen Psychologen in den Wind, so lässt das nur eine Folgerung offen: dass 

insgeheim, unbewusst, schwelend und darum besonders mächtig, jene Identifikationen und 

der kollektive Narzissmus gar nicht zerstört wurden, sondern fortbestehen.“27 

 

Jahre einer ersten öffentliche Thematisierung (1963-1979) 

 

 Ein großer Einschnitt: Der Frankfurter Auschwitz-Prozess 1963-1965 

Ohne Zweifel hat der durch Fritz Bauer ermöglichte Frankfurter Auschwitzprozess auch in 

Hessen die Auseinandersetzung mit der NS-Zeit entscheidend befördert. Erstmalig war fast 

zwei Jahre lang das Konzentrations- und Vernichtungslager Auschwitz Thema in Presse und 

Rundfunk. Fast alle überregionalen Zeitungen berichteten in ausführlichen Reportagen konti-

nuierlich über die Berichte der Zeugen und die Vernehmungen der Angeklagten. Der Prozess 

erfuhr eine große internationale Öffentlichkeit.  

Ich bin nicht sicher, ob der Auschwitz-Prozess das kollektive Bewusstsein in Deutschland 

kritisch erreichte. Aber sicher ist Norbert Frei zuzustimmen, der in ihm „die erste Frucht einer 

Veränderung des vergangenheitspolitischen Klimas“ sieht.. Wolfgang Benz urteilt ähnlich: 

„Der Auschwitz-Prozess wurde zur Herausforderung an die Deutschen, den schrecklichsten 

Teil ihrer Geschichte wahrzunehmen. Ein Lehrstück in Zeitgeschichte, zugleich eine Parabel 

bürgerlicher Moral“. Und Peter Steinbach sprach davon, dass der Prozess die deutsche Gesell-

schaft bereits verändert habe. „Er schuf vielleicht sogar die Voraussetzungen dafür, dass die 

NS-Gewaltverbrechen als Menschheitsverbrechen wahrgenommen, nicht aber politisch aus-

genutzt werden konnten“.28 

Nicht unerwähnt bleiben darf die bereits vergleichsweise früh von Wolf-Arno Kropat in Ver-

bindung mit dem Hessischen Hauptstaatsarchiv Wiesbaden eingerichtete  „Kommission für 

die Geschichte der Juden in Hessen“ , deren erste Veröffentlichungen bereits den Umgang mit 

der NS-Zeit zum Thema hatten.29 Noch immer jedoch blieb das Thema  im wesentlichen auf 

die „Fachleute“, auf Juristen, Historiker, Politologen, Soziologen, Pädagogen und Psycholo-

gen beschränkt 

 

Studentenbewegung und Außerparlamentarische Opposition (1966 – 1969 – 1970 ff.) 

Erst Ende der 60er Jahre erreichte das Thema Schüler und Studierende, und zwar in einer be-

stimmten Ausprägung: als ein zur aktuellen Nutzanwendung geeignetes politisches „Lehr-

stück“ des „Faschismus“. Angesichts der im Deutschen Bundestag verabschiedeten Not-

standsgesetze (1965-1968) und des Einzugs der NPD in den Hessischen Landtag (1966-1970) 
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sahen sich einige an das Ende Weimarer Republik erinnert. Die kritische Bearbeitung der je 

eigenen Fach- und Universitätsgeschichte und einzelner Professoren setzte in jenen Jahren 

ein. So wertvolle Anstöße in kritischer Perspektive von jenen Jahren an einzelnen Universität 

ausgingen (und manche späte Frucht trugen), so war diese Faschismus-Diskussion doch von 

einer dominanten Politisierung überlagert, der eine selbstkritische und selbstreflexive Dimen-

sion nicht eigen war. Diese Politisierung  war nicht selten mit einem engen Begriff von Öko-

nomie und sozialer Klassenherrschaft verbunden , so dass vermeintlich die Änderung der ma-

teriellen gesellschaftlichen Arbeitsverhältnisse künftig von selbst zur Lösung aller Faschis-

musgefährdungen führen müsse. Die Lebenswirklichkeiten der einzelnen Personen (Verfolgte 

in gleicher Weise wie Verfolger) blieb in dieser Wahrnehmung fast ganz ausgeblendet. Erst 

viele Jahre später entdeckte man sie neu als Hinwendung zur Lebensgeschichte der „Opfer“ 

und (später) auch zu der der  „Täter“. 

 

Die NS-Zeit wird öffentliches Thema (seit etwa 1980) 

Die Fernsehserie Holocaust in Deutschland (1978): Die Wendung zum einzelnen 

Menschen 

Eine wirklich breite und grundsätzliche Diskussion allerdings, so vermute ich, setzte in der 

Bundesrepublik Deutschland erst auf der Grundlage der aus den USA kommenden Fernseh-

Serie  Holocaust – Die Geschichte der Familie Weiß im Jahre 1978 ein. Hier ging es nicht 

mehr um abstrakte Faschismustheorien, sondern hier kamen einzelne Menschen und ihre Ge-

schichte vor. Diese biographische Orientierung, die Wende auf die Subjekte der Geschichte, 

hat ungeahnte Wirkungen auf die Bearbeitung der Nazizeit zur Folge gehabt – auch in Hes-

sen. Vor allem hat sie zahlreiche Städte und Gemeinden angeregt, die eigene Geschichte in 

der NS-Zeit in den  Blick zu nehmen und zeitgeschichtlich zu bearbeiten. Neu-Isenburg, Ha-

nau und Kassel gehörten zu den ersten Städten in Hessen, die systematisch die NS-Zeit erfor-

schen ließen.30  Zahlreiche Geschichtswerkstätten und Erinnerungsinitiativen entstanden und 

entstehen bis heute. Die Themen erweiterten und differenzierten sich im Laufe der Jahre; aber 

nun war eine breite Geschichtsbewegung entstanden, die die Universitäten und Schulen neu 

erreicht hatte.31 

 

Aktivitäten und Initiativen von „unten“ entstehen (seit 1979) 

Nun entfaltete sich in den 80er Jahren, auch außerhalb der Universitäten, jene bis heute anhal-

tende zeitgeschichtliche Bewegung, die sich nicht nur nach und nach allen verfolgten Men-

schen, also auch den Sinti und Roma, den Homosexuellen, den Zwangsarbeitern und den „Eu-
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thanasie-Geschädigten“  kritisch und zugleich empathisch zuwandte, sondern die auch feste 

Erinnerungsorte einzurichtete, so dass die Landesregierung in Beantwortung der  

Großen Anfrage der Fraktion Die Grünen im Hessischen Landtag vom 8. Februar 1983,  

betreffend „Vergangenheitsbewältigung“ im Hinblick auf Konzentrationslager und andere 

Lager des NS-Regimes in Hessen  am 26. November 1984 durch Ministerin Vera Rüdiger. 

bereits zahlreiche Gedenkorte und Gedenkstätten aufzählen konnte, unter anderen die Ge-

denkstätten Breitenau in Guxhagen bei Kassel, die Gedenkstätte Hadamar, die Gedenkstätten 

Stadtallendorf, Hessisch Lichtenau und andere.32 Ausstellungen und Publikationen schlossen 

sich in zahlreichen Orten an. Die Landesregierung unter Ministerpräsident Hans Eichel nahm 

die Gedenkstätten Breitenau und Hadamar in die institutionelle Förderung des Landes auf. 

Zahlreiche Kommunen luden ehemalige jüdische Mitbürger und Mitbürgerinnen zu einem 

Besuch in ihrer alten Heimatstadt ein. Auch ehemalige Zwangsarbeiter aus zahlreichen östlich 

und westlich gelegenen Ländern wurden von Magistraten und Privaten eingeladen. Es war 

daher folgerichtig, dass die Hessische Landeszentrale für politische Bildung auf Beschluss des 

Hessischen Landtages  ein eigenes „Referat III Gedenkstätten für die Opfer des Nationalso-

zialismus“ im Jahre 1993 einrichtete, das sich seit dem Jahre 1999 „Referat für die Opfer des 

Nationalsozialismus/ Zeitgeschichte“ nennt. Dieses Referat koordiniert kontinuierlich die Ge-

denkstätten und Erinnerungsinitiativen in Hessen 

An der Universität Kassel gründete ihr Präsident Franz Neumann im Jahre 1984 eine interdis-

ziplinäre Forschungsgruppe „Nationalsozialismus in Hessen“; 1987 richtete die Universität 

die Franz Rosenzweig-Gastprofessur ein, die seitdem in jedem Sommersemester einen aus-

wärtigen Wissenschaftler beruft, der vom Antisemitismus aus Europa vertrieben wurde, daher 

in der Fremde seine wissenschaftliche Laufbahn aufbauen musste und der  zu den Problemen 

des jüdischen Erbes in der europäischen Geistesgeschichte bzw. an den Folgen des Holocaust 

forscht. 

Auf Initiative des damaligen Oberbürgermeisters Volker Hauff (SPD) kam es 1995 in Frank-

furt zur Gründung des Fritz-Bauer-Instituts – Studien- und Dokumentationszentrum zur Ge-

schichte und Wirkung des Holocaust. Das Institut wurde als eine Stiftung des Landes Hessen, 

der Stadt Frankfurt und des Fördervereins Fitz Bauer Institut e.V. gegründet. 

Es ist unmöglich, in diesem Rahmen sämtliche Forschungsprojekte, Initiativen und Einrich-

tungen aufzuführen, die sich der Bearbeitung des Nationalsozialismus in Hessen widmeten 

und widmen. Das Hessische Hauptstaatsarchiv führte ein großes Projekt zu „Widerstand und 

Verfolgung unter dem Nationalsozialismus in Hessen“, die Universität Marburg eines zu 

„NS-Justiz in Hessen“ durch. Nicht eingehen kann ich hier auf die zahlreichen Initiativen hes-
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sischer Schüler und Schülerinnen an verschiedenen Wettbewerben, u.a. um den Preis des  

Bundespräsidenten oder zuletzt 2004 um  des Hessischen Wissenschaftsministers. Nicht zu-

letzt hat das „Hessische Institut für Bildungsplanung und Schulentwicklung“ (HIBS) über 

Jahre den Studienschwerpunkt „Hessen im Nationalsozialismus“ gesetzt und in diesem Rah-

men sind zahlreiche regionale und lokale Untersuchungen entstanden. 

 

Zusammenfassende Sicht 

Die Ausgangssituation in den Jahren nach dem Ende der NS-Herrschaft war durch die öffent-

liche Umgehung des Problemkerns, wie nämlich mit der Schuld und der eingetretenen Barba-

rei ins Reine kommen, gekennzeichnet. Nicht zuletzt auf Grund des engagierten Vorangehens 

einzelner in den 60er Jahren, vor allem Theodor W. Adornos und  Fritz Bauers, setzte sich in 

Hessen seit den 80er Jahren eine öffentliche Thematisierung der NS-Vergangenheit allmäh-

lich durch; dies gilt für die Landespolitik in gleicher Weise wie für die kommunalen Ebenen. 

Es gründeten sich zahlreiche Bürgerinitiativen und wissenschaftlichen Projekte, die sich dem 

Thema widmeten, und von denen wiederum manche von den politischen Instanzen gefördert 

und unterstützt wurden. Landesregierung, Landtag und Kommunen (besonders auch deren 

Zusammenschluss im Landeswohlfahrtsverband Hessen) unterstützten und förderten diesen 

gesellschaftlichen Prozess einer zunehmenden Thematisierung. Vor allem jedoch bildeten 

sich in zahlreichen Städten und Gemeinden Erinnerungsinitiativen und Gedenkorte, die ent-

scheidend zur Thematisierung des Umgangs mit der NS-Zeit beitrugen 

Dieser Prozess bedurfte freilich immerwährend neuer Anstöße und Herausforderungen ein-

zelner Initiatoren oder Initiativen. Während andere zeitgeschichtliche Thematisierungen un-

mittelbar eingängig erschienen (z.B. die Bombardierungen deutscher Städte durch die Alliier-

ten, die Errichtung der Berliner Mauer im August 1961, die Vertreibungen Deutscher aus der 

Tschechoslowakei), blieb es für das NS-Thema charakteristisch, dass es in außergewöhnlicher 

Weise immer wieder neuer und starker  nachhaltiger Anstöße und Anregungen bedurfte. 

Die Resonanz auf diese Initiativen war groß. Seit der Gründung besuchten etwa 100.000  

Menschen, unter denen sich etwa 45.000  Jugendliche befanden, die Gedenkstätte Breitenau. 

Im Jahr 2004 kamen über 14.000 Menschen in die Gedenkstätte Hadamar. Und doch ist es 

keiner der in Hessen neu eingerichteten Gedenkstätten zur NS-Thematik. bis heute ermöglicht 

worden, den strukturellen Status einer etablierten Bildungseinrichtung (z.B. denjenigen einer 

staatlichen Schule) zu erreichen, der eine institutionelle Sicherheit für die Zukunft gewährleis-

tet. Die Ungewissheit in der Frage der Zukunft war und ist ein ständiger Begleiter. Jahr um 

Jahr müssen bis heute die erforderlichen Mittel für die Mitarbeiter und die Veranstaltungen 
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mit großem Aufwand erbeten und beantragt werden. Diese Gedenkstätten leisten politische 

Bildungsarbeit, deren Ursprünge in der Geschichte des jeweiligen historischen Ortes liegen, 

die jedoch zugleich im Gedenken an die Verfolgten und Ermordeten auf die menschenwürdi-

ge Verfassung unserer gegenwärtigen und zukünftigen Gesellschaft gerichtet ist. 
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